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DIE KUNSTSTOFFROHR-INDUSTRIE 
IN DEUTSCHLAND

... mit Sitz in Hamm bündelt seit 1957 das Wissen und die 
Anliegen seiner Mitglieder, die im Bereich der Rohstoff-
erzeugung und Herstellung von Kunststoffrohrsystemen 
vielfach als Weltmarktführer tätig sind. Ein Hauptanliegen 
des Verbandes besteht darin, mit  Politik und Öffentlichkeit 
einen engagierten, konstruk tiven Dialog über zentrale  
Zukunftsfragen des Industriestandortes Deutschland zu 
führen. Als innovative, energieintensive Unternehmen stel-
len sich die Mitglieder des KRV e.V. ihrer Verantwortung 

für eine lebenswerte Umwelt und treiben aktiv die Ent-
wicklung neuer Technologien in den Bereichen Klima-
schutz, ressourcenschonendes Bauen, umweltverträgliche 
Wasserwirtschaft und Recycling voran. Eine Reduzierung 
der Treibhausgase, mehr Nachhaltigkeit in den Wert-
schöpfungsketten und die Schaffung funktionierender 
Stoffkreisläufe sind Kernthemen auch für die Kunststoff-
rohr-Industrie. 

KRV IMPULSE

Die Produktionsmenge basiert auf Daten des Statistischen Bundesamtes für das Jahr 2021  
(Datenbank GENESIS-Online: Fachserie 4 / Reihe 3.1). Umsatz und Beschäftigte entsprechen einer Abschätzung des KRV.
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die deutsche Wirtschaft befindet sich in der tiefsten Struktur- 
und Wachstumskrise seit Jahren. So wird – nach bereits zwei 
Jahren unter rezessiven Vorzeichen – auch für 2025 seitens 
der führenden Wirtschaftsforschungsinstitute ein Zuwachs 
des Brutto inlandsprodukts (BIP) allenfalls knapp über der Null-
linie voraus gesagt. Ins Auge sticht dabei die Unterauslastung 
der  Industrie: Mit 76,5 Prozent ist diese so gering wie seit langer 
Zeit nicht mehr. Wenn aber Produktionskapazitäten nicht mehr 
genutzt werden oder gar abwandern, dann wird die Deindus-
trialisierung vom Schlagwort zur messbaren Realität. Diese 
schlägt sich auch auf dem Arbeitsmarkt nieder: Tausende von 
Stellen etwa in den Bereichen Stahl, Auto und Chemie, aber 
auch in der Softwareindustrie, werden in den nächsten Jahren 
abgebaut. Die Arbeitslosigkeit steigt dadurch wieder auf über 
sechs Prozent. Derweil ziehen am Exporthimmel, dem einstigen 
Lichtblick des deutschen Industriestandorts, aufgrund zuneh-
mender protektionistischer Tendenzen weltweit immer mehr 
dunkle Wolken auf. 

Vor dem Hintergrund der diffizilen Lage steht eines fest: 
Die Bundestagswahl 2025 muss einen fundamentalen Rich-
tungswechsel in der deutschen Wirtschaftspolitik mit sich brin-
gen. Die Ampelkoalition (2021 bis 2024) hat im Zeichen der 
Transformation in Richtung Klimaneutralität stark interventio-
nistisch agiert und Subventionen in Milliardenhöhe in einen be-
grenzten, politisch definierten Kreis von Unternehmen oder 
Branchen gelenkt. Die Effekte sind weitgehend verpufft, nen-
nenswerte Wachstums- oder Beschäftigungseffekte nicht er-
kennbar. Derweil stöhnen die Betriebe in Deutschland unver-
ändert unter hohen Energiekosten, schleppenden Planungs- 
und Genehmigungsverfahren sowie einer überbordenden Bü-
rokratie. Hier muss die nächste Bundesregierung ansetzen und 
sich konsequent einer Politik verschreiben, die in erster Linie 
auf die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Unter-
nehmen in Deutschland setzt. Bessere Abschreibungsbedin-
gungen, wettbewerbsfähige Energiepreise, eine funktionierende 
Infrastruktur sowie eine Konzentration der sozialen Sicherungs-
systeme auf die tatsächlich Bedürftigen lauten einige der Stich-

worte. Entlastungen bei den Unternehmenssteuern, eine ge-
zielte Fachkräfteanwerbung sowie Strukturmaßnahmen im 
Bildungsbereich sind ebenfalls geeignet, dringend nötige 
Wachstumsimpulse auszulösen, ohne dass der Staat noch 
mehr Schulden auftürmt. Bei allem gilt es, das Ziel der Klima -
neutralität im Auge zu behalten. 

Die Kunststoffrohr-Industrie steht bereit, den erforderli-
chen Politikwechsel nachhaltig zu unterstützen. Mit unseren 
innovativen Produkten und Systemen begleiten und unterstüt-
zen wir schon heute die vielschichtigen Transformationspro-
zesse etwa in den Bereichen Energie, Bauen oder kommunale 
Infrastruktur. Ob beim Bau von Energieleitungen oder der Mo-
dernisierung von Trink- und Abwassersystemen, ob bei der Be-
wältigung der Folgen des Klima wandels (z. B. Starkregen) oder 
der flächendeckenden Verlegung von Glasfaserkabeln – Kunst-
stoffrohrsysteme sind Ermöglicher der Infrastrukturwende in 
all ihren Facetten. Dabei steht die Nachhaltigkeit unserer Pro-
dukte und Systeme für uns stets im Vordergrund: Kunststoff-
rohre zeichnen sich durch eine extreme Langlebigkeit aus. 
Nach Nutzungsende können sie in Stoffkreisläufe zurückge-
führt und zum größten Teil recycelt werden. 

In der 21. Legislaturperiode werden wir die Politik der neu-
en Bundesregierung kritisch, aber immer konstruktiv begleiten. 
Wir freuen uns auf den Dialog mit den Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages wie auch mit den Expertinnen und Exper-
ten in den Bundesministerien und nachgeordneten Behörden. 
Was genau wir in die Gespräche einbringen, und wie wir den 
Politikwechsel für den Industriestandort Deutschland mitge-
stalten wollen – das erfahren Sie auf den nächsten Seiten. 
 
 
Mit herzlichen Grüßen, 
 
 
 
Markus Hartmann 
Geschäftsführer des KRV 

Richtungswechsel jetzt –  
für unseren Industriestandort!

SEHR GEEHRTE  
DAMEN UND HERREN, 
LIEBE LESERINNEN  
UND LESER, 

Dipl.-Ing. Markus Hartmann,  

Geschäftsführer des KRV 

Die Kunststoffrohr-Industrie – Positionen zur Bundestagswahl 2025



Deutschland stieß 2023 674 Mio. t CO2 aus, wobei der jähr-
liche CO2-Ausstoß seit 1990 um 46,1 % zurückgegangen ist. 
Deutschland und die Europäische Union haben sich verbind-
liche Ziele zum Erreichen der Klimaneutralität bis 2045 be-
ziehungsweise 2050 gesetzt. Zeitgleich mussten Industrie, 
Wirtschaft und private Haushalte 2022/23 in kürzester Zeit 
ihre Bezugsquellen für den wichtigen Energieträger Erdgas 
diversifizieren und große Mengen Erdgas aus Russland 
durch Importe von LNG aus Norwegen, den USA und den 
Golfstaaten über schnellstmöglich errichtete LNG-Terminals 
ersetzen. Im Jahr 2025 wird der CO2-Preis weiter steigen, 
während der Emissionshandel ab 2027 auf weitere Sektoren 
ausgeweitet wird. Der Strompreis wird auf voraussichtlich 
37 Cent pro kWh im Jahr 2025 sinken, während CO2-armer 
Wasserstoff auch weiterhin nur in geringen Mengen verfüg-
bar sein wird. 

Die vorherige Bundesregierung hat deshalb den Strom-
netzausbau sowie den Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft 
als Ersatz für fossile Gase vorangetrieben. Neben dem Aus-
bau der Energieinfrastruktur wurde auch der Ausbau der 
 erneuerbaren Energien politisch forciert, unter anderem 
durch das Windenergie-an-Land- und auf See-Gesetz sowie 
mehrere Energiewirtschaftsrechtsnovellen zur Planung- und 
Genehmigungsbeschleunigung. 

Um die Energiekrise abzufedern, verabschiedete der 
Deutsche Bundestag im Sommer 2023 das LNG-Beschleu-
nigungsgesetz. Dieses soll unter anderem den Bau neuer 
LNG-Terminals ermöglichen. Derweil konnte der Anstieg der 
Energiepreise 2022/23 zunächst über eine Strom- und Gas-
preisbremse gemildert werden. Für die Jahre 2024 und 2025 
beschloss die Ampel-Koalition zudem eine Absenkung der 
Stromsteuer für Industrie und verarbeitendes Gewerbe. Zum 
Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft wurden – neben der 

Fortführung der Wasserstoffstrategie – erstmals Definitio-
nen für Wasserstoff erlassen sowie eine Wasserstoff -
importstrategie beschlossen. Unternehmen sollen bei der 
Umstellung auf klimafreundliche Produktion durch Diffe-
renzverträge (Erstattung von Investitions- und Betriebskos-
ten) aus dem Klima- und Transformationsfonds unterstützt 
 werden. 

Die Wirtschaft und insbesondere die Industrie in 
Deutschland stehen trotz zurückgehender Energiepreise im 
Vergleich zum Höchststand im Herbst 2022 vor langfristigen 
Herausforderungen: Die Preise insbesondere für Strom und 
Gas bleiben strukturell über Vorkrisenniveau, während die 
Netzentgelte im Stromsektor in den nächsten Jahren weiter 
steigen werden. Gleichzeitig ist weiterhin nicht absehbar, 
wann und wie viel grüner Wasserstoff in ausreichenden Men-
gen beziehungsweise zu wettbewerbsfähigen Preisen vor-
handen sein wird. Um den Hochlauf des Wasserstoffsektors 
zu beschleunigen, arbeitet die Bundesregierung seit dem 
Sommer 2024 an der Verabschiedung des Wasserstoff -
beschleunigungsgesetzes. Zugleich soll die Kohlendioxid-
Speicherungsgesetz-Novelle CCS- und CCU-Anwendungen 
in Deutschland ermöglichen. Für die Sicherung der Strom-
grundlast und damit der Versorgungssicherheit ist weiterhin 
der Bau neuer H2-fähiger Gaskraftwerke über eine Verab-
schiedung des Kraftwerkssicherheitsgesetzes essenziell. 

KRV IMPULSE

ENERGIE & KLIM A 

Quelle: Generiert mit KI ©snapshotfreddy/stock.adobe.com
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Positionspapier des Kunststoffrohrverband e.V.  Erdkabel unverzichtbar für Gelingen der Energiewende 
Belege für Kostenvorteile von Freileitungen fehlen –  neue Bürgerproteste und Verzögerungen beim Netzausbau vermeiden

Erdkabel unver-zichtbar für das Gelingen der Energiewende

KRV-POSITIONSPAPIER 

8. JUNI 2024

Mit Blick auf den Ausbau der – für das Gelingen der Energiewende dringend 
benötigten – Stromübertragungsnetze  fordern Teile der Übertragungsnetz -
betreiber, verschiedene Unternehmen und Verbände neuerdings eine Abkehr 
vom Vorrang der Erdverkabelung. Akteure aus dem politischen Raum, wie 
bspw. parteinahe Wirtschaftsgruppen, unterstützen diese Forderungen. 
 Ursprünglich war die Forderung nach einer Abkehr der Erdverkabelung für drei 
neue Trassen von einzelnen Übertragungsnetzbetreibern im Rahmen der 
 Diskussionen zum Netzentwicklungsplan 2037 aufgekommen.  
 
Kurzer Rückblick: Der Vorrang der Erdverkabelung ist 2015 vom Deutschen 
Bundestag beschlossen worden. Als Gründe waren damals die Schonung der 
Landschaften, der Erhalt der touristischen Qualität von Regionen sowie insbes. 
das Vermeiden von Konflikten mit Anwohnerinnen und Anwohnern ange-
führt worden. Seither wird der Vorrang der Erdverkabelung beim Netzausbau 
und in der ihm zugrundeliegenden Bundesbedarfsplanung abgebildet und um-
gesetzt. Sämtliche beteiligten Akteure haben ihre langfristigen (Investitions-
)Planungen darauf ausgerichtet.   
Die Unternehmen der deutschen und europäischen Kabelindustrie haben 
 bereits 4 Milliarden Euro in ihre Produk tionskapazitäten für Hoch- und Höchst-
spannungskabeln investiert. Allein die Mitgliedsunternehmen des Kunst -
stoffrohrverbands haben in Summe mind. 27 Millionen Euro in die Errichtung 
von Anlagen zur Fertigung von Kabel schutzrohren für Hoch- und Höchstspan-
nungen investiert.  
 
Im Zuge der nun aufgekommenen Diskussion wird die 2015 getroffene Grund-
satzentscheidung und damit die Basis bereits getroffener und zukünftiger 
 Investitionsentscheidung der Projektbeteiligten Unternehmen in Frage gestellt.  
 

Seite 1/4

KONTAKT 
 
Kunststoffrohrverband e.V.  Markus Hartmann  
Geschäftsführer 
Münsterstraße 5, Haus 2a                                  59065 Hamm       
 
Telefon: 0 23 81 / 97 55 98 1                           Email: markus.hartmann@krv.de  
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Die Kunststoffrohr-Industrie ist in vielfältiger Weise am Ge-
lingen der Energiewende und am Erhalt der Wettbewerbs -
fähigkeit des Industrie- und Wirtschaftsstandortes Deutsch-
land beteiligt. Kunststoffrohre kommen als Schlüsseltech-
nologie in einer Vielzahl von Projekten zum Aus- und Umbau 
der Energieinfrastruktur zum Einsatz: 

So erfordert die Integration des CO2-armen Wasser-
stoffs als Energieträger der Zukunft in das Energiesystem 
ein leistungsfähiges und langlebiges Leitungsnetz. Rohrlei-
tungssysteme aus Kunststoff weisen für diese Aufgabe ent-
scheidende Vorteile auf: Sie sind leicht, beständig gegen Kor-
rosion und flexibel anpassbar an Niedrigdruckanwendungen 
sowie anspruchsvolle regulatorische Normungsvorgaben. 
Speziell für Wasserstoffanwendungen entwickelte Kunst-
stoffrohrsysteme können effizient, widerstandsfähig und in 
kürzester Zeit für den Auf- und Ausbau des Wasserstoff -
verteilnetzes beziehungsweise die zukünftige Nutzung des 
Erdgasverteilnetzes eingesetzt werden und schaffen so die 
Grundlage für eine kohlenstoffarme Energieversorgung in 
zahlreichen industriellen Anwendungen wie Chemie, Stahl 

oder Zement. Die hohe Lebensdauer der Kunststoffrohre von 
über 100 Jahren sichert zudem die langfristige Wirtschaft-
lichkeit und reduziert kostenintensive Wartungs- und Erneue-
rungsarbeiten. 

Kunststoffrohre tragen darüber hinaus wesentlich zum 
Ausbau der Stromübertragungsinfrastruktur im Hoch- und 
Höchstspannungsbereich bei: Sie schützen erdverlegte 
Hoch- und Höchstspannungsleitungen vor Umwelteinflüssen 
oder mechanischen Belastungen und verbessern die Akzep-
tanz in der Bevölkerung. Durch ihre leichte Verarbeitungs-
weise können Kunststoffschutzrohre effizient und kosten-
sparend verlegt werden. Auch bei der Abscheidung, Nutzung 
oder Speicherung von CO2 könnten Kunststoffrohrsysteme 
eine Schlüsselrolle spielen. Abgeschiedenes Kohlendioxid 
wird dank der Rohrsysteme der Kunststoffrohr-Industrie si-
cher von Industrieanlagen zu Lagerstätten oder Nutzungs-
orten transportiert. Die Beständigkeit und Druckfestigkeit 
der Kunststoffrohrsysteme prädestiniert sie für diesen hoch-
komplexen Anwendungsbereich.

Die Kunststoffrohr-Industrie ist auf wettbewerbsfähige 
Energiepreise angewiesen und unterstützt gleichzeitig den 
zügigen Aufbau einer funktionierenden Energieinfrastruktur 
für Wasserstoff und einen bedarfsgerechten Ausbau der 
Stromnetze sowie Umbau und Erweiterung der Verteilnetze 
auf kommunaler Ebenen. Damit sind unsere Mitglieds -
unternehmen wichtige Partner beim Ausbau der leitungs-
gebundenen Energieinfrastruktur. 

 
Politische Handlungsempfehlungen des KRV
• Zügigen Hochlauf der H2-Wirtschaft sicherstellen; weitere 

Hürden bei Planung und Genehmigung von Infrastruktur 
abbauen und eine Beimischung von H2 und Biogas in das 
Erdgasnetz beziehungsweise Weiternutzung des beste-
henden Gasverteilnetzes für Biogase und Wasserstoff 
sowie eine dezentrale Einspeisung ermöglichen; 

• Einsatz, Produktion und Import aller Wasserstoffarten 
erlauben und Produktionskriterien lockern; keine einsei-
tige Festlegung auf grünen Wasserstoff, solange keine 
ausreichende Verfügbarkeit hergestellt ist. 

• Die Grundlastsicherung muss auch in Zukunft für eine 
stabile Stromversorgung gewährleistet sein. Der Zubau 
wasserstofffähiger Kraftwerke muss zeitnah ausge-

schrieben und umgesetzt, beziehungsweise der Bau ent-
sprechender Speicher genehmigt werden. 

• Die Industrie ist auf günstige Strom- und Energiepreise 
angewiesen: Um absehbar steigende Netzentgelte abzu -
federn, muss die temporäre Absenkung der Stromsteuer 
auf das europarechtliche Minimum dauerhaft entfristet 
werden. 

• Weitere Entlastungen bei den Energiepreisen dürfen da-
bei nicht nur für einzelne Sektoren gelten, sondern müs-
sen der gesamten Wirtschaft zugutekommen. Zum Erhalt 
der Wettbewerbsfähigkeit wäre eine dauerhafte Senkung 
der Netzentgelte begrüßenswert. 

• Eine mögliche Aufhebung des Erdverkabelungsvorrangs 
im Bundesbedarfsplangesetz würde erhebliche recht -
liche und finanzielle Unsicherheiten bedeuten sowie die 
 Akzeptanz der Energiewende vor Ort in der Bevölkerung 
reduzieren. Die Kunststoffrohr-Industrie hat erhebliche 
Beträge im Verlass auf den Erdkabelvorrang investiert 
und benötigt hier auch für die Zukunft Planungssicherheit. 
(Positionspapier Erdkabel ,) 

• Geothermie als Energieträger stärken; Erschließung und 
Nutzung müssen in Planungs- und Genehmigungsver-
fahren weiter vereinfacht werden.

ANWENDUNGEN

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN
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Deutschland und die Europäische Union haben seit Jahr-
zehnten einen konstant hohen Rohstoffbedarf und -einsatz. 
So stieg der Einsatz von Rohstoffen zwischen 2010 – 2019 
von 2,4 Mrd. t auf 2,5 Mrd. t pro Jahr an. Gleichzeitig 
schwankt die Verfügbarkeit vieler Rohstoffe aufgrund von 
Lieferkettenverwerfungen und handelspolitischen Kon-
flikten, wodurch eine planbare Produktion in der Industrie, 
die auf eine Vielzahl von Rohstoffen angewiesen ist, er-
schwert wird. Um seinen Rohstoffbedarf zu decken, impor-
tiert Deutschland jährlich mehr als 343 Millionen Tonnen 
Rohstoffe; bei vielen Rohstoffen wie zum Beispiel Erdöl, dem 
Grundstoff für viele Anwendungen in der Kunststoff- und 
Chemieindustrie, liegt die Importabhängigkeit bei über 90 
Prozent. Viele Unter nehmen und rohstoffintensive Wirt-
schaftszweige  setzen  daher auf den Aufbau einer zirkulären 
Kreislauf wirtschaft, um die Versorgungssicherheit zu ge-
währleisten, die Umweltbelastungen bei der Gewinnung und 
Verarbeitung von Rohstoffen sowie beim Inverkehrbringen 
von Abfällen zu reduzieren und Kosten zu sparen.  

Zur Beschleunigung und Etablierung der Kreislauf -
wirtschaft hat die Bundesregierung in der 20. Legislatur -
periode drei zentrale Vorhaben verfolgt: Erarbeitung einer 
Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie, Verabschiedung 
eines Konzepts für grüne Leitmärkte in den Grundstoff -
industrien und die Novellierung des Vergaberechts zur Ver-
ankerung sozialer und ökologischer Nachhaltigkeitskriterien 
in der öffentlichen Beschaffung. Nach Verabschiedung der 
 Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie im Spätherbst 2024 
durch das Bundeskabinett arbeitet die Bundesregierung nun 
an der Umsetzung einzelner Maßnahmen. Dazu zählen die 
Vergaberechtsnovelle, verbindliche Produktstandards, digi-
tale Produktpässe sowie Rezyklateinsatzquoten für Kunst-
stoffe auf EU-Ebene. 

Eine rechtliche Etablierung des chemischen Recyclings 
über die Verpackungsgesetz-Novelle befindet sich seit 2023 
in der Ausarbeitung durch das Bundesumweltministerium. 
Zukünftig werden die weiter steigende globale Nachfrage 
nach Rohstoffen, gestörte Lieferketten und hohe Kosten für 
Primärrohstoffe den Trend zur Kreislaufwirtschaft weiter 
 verstärken. Produzenten und Endverbraucher werden daher 
verstärkt auf klare Rahmenbedingungen für die Nutzung, 
 Beschaffung und Produktion von zirkulär produzierten 
 Produkten angewiesen sein.

KREISLAUFWIRTSCHAFT

Quelle: Generiert mit KI ©Bussakon/stock.adobe.com
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Positionspapier des Kunststoffrohrverband e.V. zur Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie 
Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie erfolgreich umsetzen – Mindestrezyklatquoten vermeiden

Nationale Kreislaufwirt-schafts- 
strategie

KRV-POSITIONSPAPIER 

8. MÄRZ 2024

Deutschland und Europa auf dem Weg zur Kreislaufwirtschaft 
Jährlich fallen in der EU mehr als 29,5 Mio. t an Kunststoffabfällen an1), die 
oftmals wertvolle Wertstoffe enthalten und damit eine wichtige Ressourcen-
quelle darstellen. Dabei gebietet es die Endlichkeit der nicht-erneuerbaren 
 Ressourcen, schonend mit ihnen umzugehen und für eine maximale Wieder-
verwertung zu sorgen. Die Themen „Kreislaufwirtschaft“ und „Nachhaltigkeit“ 
haben in den letzten Jahren enorm an Bedeutung gewonnen und spielen in 
der breiten öffentlichen Diskussion eine immer größere Rolle. 
Um die genannten Abfallmengen deutlich zu reduzieren, haben Europa und 
Deutschland die Weichen in Richtung „Kreislaufwirtschaft“ gestellt. Ressour-
censchonung und das Recycling von Rohstoffen stehen dabei im Fokus. Hierzu 
legte die EU-Kommission im März 2020 einen Aktionsplan vor2). In Deutschland 
trat im Oktober 2020 das novellierte Kreislaufwirtschaftsgesetz in Kraft3). Ziele 
sind u. a., die Kreislaufwirtschaft ökologisch weiterzuentwickeln sowie das 
Ressourcenmanagement und die Ressourceneffizienz zu steigern. Die amtierende Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag von 2021 

ambitionierte Ziele bei der Kreislaufwirtschaft sowie der Umwelt- und Res-
sourcenpolitik gesetzt. Die Bundesregierung will die UN-Nachhaltigkeitsziele 
bis 2030 erfüllen und die Abhängigkeit von Rohstoffimporten reduzieren. 
Zudem soll eine effizientere Nutzung der vorhandenen Primärressourcen 
erreicht werden. Die Bundesregierung möchte dafür die im Koalitionsvertrag 
vereinbarte Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie in 2024 vorstellen und 
schrittweise umsetzen. 

Die Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie erfolgreich ausgestalten – 
Ideen der Kunststoffrohr-Industrie Der KRV würde es begrüßen, wenn die Bundesregierung im Rahmen der 
 Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie die Überführung von Kunststoff -
materialien in Stoffkreisläufe fördert und den Einsatz von Rezyklaten im Bau-
sektor forciert. Mit folgenden Ideen möchten wir uns in die Debatte einbringen: 

∆ Ein wirksamer Ansatz insbes. für öffentliche Auftraggeber könnte
darin bestehen, im Rahmen sog. „grüner Leitmärkte“ nachhaltige
Produktlösungen gegenüber konventionellen Alternativen zu bevor- 
zugen. Somit könnte über den öffentlichen Vergabeprozess die
Verwendung von Sekundärrohstoffen sukzessive gesteigert werden.

1) www.statista.de – Statistik: Kunststoffabfallaufkommen und recycelte Menge Kunststoff in Europa

2) Aktionsplan der EU-Kommission vom März 2020.  3) Die Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) 
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Unternehmen der Kunststoffrohr-Industrie verwenden bereits 
heute im Produktionsprozess einen hohen Anteil an Rezy-
klaten, welche unter anderem aus Altrohren oder Zuschnitts-
resten von den Baustellen gewonnen werden. Dafür wurde 
bereits vor mehreren Jahrzehnten ein Recyclingsystem ent-
wickelt, um über Sammelboxen systematisch nicht genutzte 
oder Altware in die Produktion zurückzuführen. Dadurch wer-
den sowohl der Ressourcenbedarf als auch der CO2-Ausstoß 
durch die Vermeidung der Primärrohstoffnutzung reduziert. 
Neue Kunststoffrohrsysteme aus Rezyklaten sind dabei 
 abhängig von der schwankenden Qualität und volatilen Markt-
verfügbarkeit der Rezyklate, da die Nachfrage oftmals das 
verfügbare Angebot übersteigt.  

Gleichzeitig dürfen Kunststoffrohrsysteme aus Rezy-
klaten aufgrund regulatorischer Bestimmungen nicht in allen 
Anwendungen, zum Beispiel im Bereich Trinkwasser und 
Gas, zum Einsatz kommen. Die Anerkennung des chemi-
schen Recyclings würde die Möglichkeit eröffnen, den Ein-
satz von Rezyklaten auch in diesen Anwendungen durch die 
Kunststoffrohr-Industrie zu ermöglichen. 

Kunststoffrohre sollen dabei zukünftig durch das trans-
parente und auf den UN-Nachhaltigkeitszielen basierende 

Zertifikat der Kunststoffrohr-Industrie noch besser in die 
 öffentliche Beschaffung eingebracht werden können. Dafür 
hat die Kunststoffrohr-Industrie im Februar 2024 Lösungs-
vorschläge unterbreitet, um ganzheitliche Leitmärkte für 
 grüne Produkte von den Grundstoffen bis zur öffentlichen 
Beschaffung des Endprodukts in einem Pilotprojekt durch 
ein möglichst industrieübergreifendes Nachhaltigkeits -
zertifikat aufzubauen. Unter folgendem Link ist das Posi -
tionspapier einsehbar. 

Das neue Zertifikat wird dabei nicht nur ökonomische, 
sondern auch ökologische und soziale Aspekte berücksich-
tigen, um eine ganzheitliche Betrachtung des Produkts zu 
ermöglichen. Die Aufsetzung des Zertifikats wird dabei in 
enger Abstimmung mit allen relevanten Akteuren erfolgen, 
um eine breite Anerkennung und Nutzung in Entscheidungs-
prozessen zu gewährleisten und sich an den Ergebnissen 
der Studie zur Überprüfung existierender Nachhaltigkeits-
zertifikate orientieren, die derzeit vom Bundesbauministerium 
durchgeführt und voraussichtlich Ende des 1. Quartals 2025 
vorgestellt wird, um eine umfassende Anerkennung durch 
öffentliche Vergabestellen zu garantieren.  

Die Kunststoffrohr-Industrie ist auf verlässliche Rahmen-
bedingungen für den Aufbau der Kreislaufwirtschaft 
 angewiesen: Insbesondere müssen zeitnah das Vergabe-
recht novelliert und die Kreislaufwirtschaftsstrategie 
 umgesetzt sowie die Bedingungen für einen Zugang zu 
ausreichenden Mengen an Kunststoffrezyklaten verbessert 
werden.  

 
Politische Handlungsempfehlungen des KRV  
• Neben dem mechanischen Recycling müssen chemische 

Wiederverwertungsverfahren gleichberechtigt durch den 
Gesetzgeber gefördert werden; für das chemische Re-
cycling braucht es schnell die richtigen regulatorischen 
Rahmenbedingungen. 

• Für den Hochlauf der Kreislaufwirtschaft bedarf es einer 
schnellen Umsetzung der Maßnahmen der Kreislauf-
wirtschaftsstrategie; Rezyklateinsatzquoten für Kunst-
stoffrohrsysteme auf EU-Ebene sind, u.a. aufgrund man-
gelnder Verfügbarkeit, strikt abzulehnen.  

     (Positionspapier  
Nationale Kreislaufwirtschaftsstrategie ,) 

• Die Kunststoffrohr-Industrie begrüßt die Schaffung grü-
ner Leitmärkte durch die Ampel-Koalition; hierfür bedarf 
es einer Fortführung des bestehenden Konzepts zur Ver-
knüpfung von Grundstoffen bis zum Endprodukt mit 
 klaren Definitionen für die öffentliche Beschaffung durch 
die neue Bundesregierung. 

• Eine Novelle des Vergaberechts muss zeitnah ver -
abschiedet und umgesetzt werden; es bedarf klarer 
 Definitionen von Nachhaltigkeitskriterien in der öffent-
lichen Beschaffung.

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

ANWENDUNGEN
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Im Zuge des Klimawandels gewinnen Maßnahmen zur 
 Anpassung und zum Wassermanagement kontinuierlich an 
Bedeutung. Viele Kommunen stehen vor der Herausforde-
rung, mit zunehmenden Dürre-, Hitze- und Starkregenereig-
nissen umgehen zu müssen. Extremwetterereignisse ge-
fährden insbesondere eine ertragreiche Landwirtschaft und 
die sichere Wasserversorgung von Industrie und Haushalten 
und verursachen Kosten in Milliardenhöhe für die Geschä-
digten. 

Zur Unterstützung der Kommunen hat die Ampel-
 Koalition erstmals ein Klimaanpassungsgesetz verabschie-
det, aus dem eine Klimaanpassungsstrategie resultieren 
soll und welches die Finanzierung von Maßnahmen auf 

Bund-, Länder- und kommunaler Ebene regelt. Zugleich 
 wurde die finanzielle Förderung von Anpassungsmaßnah-
men durch die Förderrichtlinie „Maßnahmen zur Anpassung 
an die Folgen des Klimawandels“ ausgeweitet. Auch das 
Recht der Kommunen, Anpassungsmaßnahmen wie den 
Bau von Versickerungsanlagen für Regenwasser in Wohn-
gebieten vorzunehmen, soll in der Baugesetzbuchnovelle 
ausgeweitet werden. Die immer deutlicher werdenden Aus-
wirkungen des Klimawandels werden in den kommenden 
Jahren den Anpassungsdruck auf die städtische Infrastruk-
tur weiter erhöhen. Viele Kommunen kämpfen dabei mit 
 finanziellen Engpässen und langen Planungs- und Geneh-
migungsverfahren.  

Kunststoffrohre leisten ber eits heute einen wesentlichen 
Beitrag zur Anpassung der Infrastruktur an die Folgen des 
Klimawandels. Anwendungen der Kunststoffrohr-Industrie 
wie Auffang- oder Speichersysteme kommen dort zum 
 Einsatz, wo Kommunen zunehmend mit Extremwetterer-
eignissen konfrontiert sind. Speichersysteme im urbanen 
Raum managen Wasser effizient, indem bei Starkregen 
Hochwasser durch die platzsparende unterirdische Spei-
cherung aufgefangen und zeitverzögert über die Versicke-
rung verhindert wird. Bei Dürre und Hitze können die Spei-
chersysteme gleichzeitig gespeichertes Wasser nutzen, um 
Hitzeschäden an Pflanzen zu verhindern. Die Nutzung dicht 
besiedelter städtischer Flächen wird durch eine schnelle 
und platz sparende Bauweise nicht beeinträchtigt. Die Kosten 

der Kommunen sind gleichzeitig gering – Kunststoffrohre 
 können schnell und wartungsarm verbaut werden und wei-
sen eine besonders lange Lebensdauer auf. Städten und 
Gemeinden wird es so ermöglicht, notwendige Anpassungen 
an den  Klimawandel vorzunehmen, ohne ihre engen finan-
ziellen Spielräume zusätzlich zu belasten.

KLIMAANPASSUNG 

Quelle: Generiert mit KI ©kitidach/stock.adobe.com
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Der KRV versteht sich als Lösungspartner und Unterstützer 
der Kommunen bei der Klimafolgenanpassung. Dafür 
braucht es jedoch die richtigen Rahmenbedingungen:  
Es bedarf einer stärkeren Finanzierung von Klimaanpas-
sungsmaßnahmen sowie schnellerer Planungs- und 
 Genehmigungsverfahren auf kommunaler Ebene. Die   
Bau- und Planungsbehörden von Städten und Gemeinden 
müssen personell aufgestockt und digitalisiert werden. 
Unternehmen brauchen mehr Planbarkeit durch zügige 
Entscheidungen über zu vergebene Bauaufträge. 

Politische Handlungsempfehlungen des KRV  
• Unternehmen brauchen schnellere Entscheidungen über 

die Vergabe von Bauaufträgen durch die zuständigen  
Behörden für eine bessere Planungssicherheit bei der 
Produktion. 

• Kommunen brauchen mehr finanzielle Förderung und 
Planungsressourcen durch die Bundesregierung zur  
Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen auf  
lokaler Ebene. 

• Das Klimaanpassungsgesetz sollte weiterentwickelt 
werden; es bedarf einer schnellen Umsetzung der neuen 
Klimaanpassungsstrategie. 

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

VORTEILE VON KUNSTSTOFFROHREN

VERARBEITBARKEIT, MODU-
LARITÄT, REPARIERBARKEIT, 
RECYCLINGFÄHIGKEIT
Bereits zu Beginn der Produktentwicklung und 
des Produktdesigns werden die Aspekte Ver-
arbeitbarkeit auf der Baustelle, Modularität der 
Produkte und auch die Reparierbarkeit priori-
tär behandelt. Kunststoffrohre erfüllen damit 
alle Anforderungen der anspruchsvollen EU-
Regularien in der Ökodesign-Richtlinie sowie 
der Ökodesign-Verordnung und zentrale Ziele 
der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie.

PREIS/LEISTUNG
Kunststoffrohre verfügen – auch dank ihrer 
Vorteile bei der Installation – über ein her-
vorragendes Preis-/Leistungsverhältnis und 
kommen daher in vielen Bereichen zur Anwen-
dung. Aufgrund ihrer anforderungsgerechten 
Werkstoffeigenschaften können sie für jeden 
Anwendungsbereich individuell hergestellt 
werden.

GEWICHT
Aufgrund ihres geringen Gewichts und ihrer 
Materialeigenschaften können sie kosteneffi -
zient transportiert und vor Ort einfach gehän-
delt werden, zum Beispiel als Ringbund oder 
auf einer Trommel.

HALTBARKEIT
Kunststoffrohre zeichnen sich durch eine 
Lebensdauer von über 100 Jahren aus und 
bieten darüber hinaus in Bezug auf das Thema 
„Ökodesign“ noch die Vorteile der guten Ver-
arbeitbarkeit, der Modularität, der Reparier-
barkeit und der Recyclingfähigkeit.
Kunststoffrohre weisen eine hohe Wider-
standsfähigkeit gegen aggressive Medien wie 
beispielsweise Abwässer und Chemikalien auf 
und sind beständig im Kontakt mit Wasser-
stoff und CO2. Gleichzeitig verfügen sie über 
eine extrem hohe Flexibilität und damit eine 
hohe Sicherheit unter Belastung.

KREISLAUFWIRTSCHAFT
Kunststoffrohre sind zu einem hohen Grad 
mechanisch recycelbar, materialabhängig bis 
zu 100 %. Der Stand der Technik fordert bei 
wenigen sicherheitsrelevanten Anwendungen 
wie Trinkwasser- oder Gasrohren die Verwen-
dung von Neuware. Die zunehmende Verarbei-
tung von Rezyklaten in den übrigen Einsatzfel-
dern (auch aus anderen Kunststoffprodukten) 
ist ein wichtiger Beitrag zur Ressourcenscho-
nung und somit auch zur Nachhaltigkeit. 

NGTU
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Die deutsche Bauwirtschaft befindet sich Ende 2024 das 
dritte Jahr in Folge in einer sich verschärfenden Krise. Ein 
wesentlicher, aber nicht der alleinige Auslöser war die Zins-
wende der Europäischen Zentralbank seit Mitte 2022. 
 Sinkende Neubauzahlen, hohe Finanzierungs- und Baukos-
ten sowie erdrückende bürokratische Auflagen, darunter 
komplizierte Planungs- beziehungsweise Genehmigungs-
prozeduren, machen den Akteuren am Bau das Leben 
schwer. Die Folge: Während im Jahr 2021 insgesamt noch 
etwas über 293.000 Wohnungen in Deutschland gebaut 
 wurden, werden es laut Zahlen des ifo-Instituts per Ende 
2024 voraussichtlich nur noch ca. 225.000 neue Wohnungen 
sein. Prognosen großer Wirtschaftsinstitute gehen von 
 einem weiteren Rückgang der Neubauwohnungen auf 
175.000 in 2026 aus. Das Ziel der (damaligen) Bundes -
regierung im Koalitionsvertrag von 2021, 400.000 Woh- 
nungen jährlich neu zu bauen – 100.000 davon sozial  
gefördert –, wurde damit deutlich verfehlt. Neben einer  
Steigerung des Neubaus sollen auch das modulare und  
serielle Bauen gestärkt sowie eine Verbesserung der Kreis-
laufwirtschaft zur Rückführung recycelter Baustoffe erreicht 
werden. Gleichzeitig muss die Wärmeversorgung von  
Millionen von Haushalten bis 2045 zur Einhaltung der  
gesetzlich vorgeschriebenen Klimaziele grundlegend  
umgestellt werden. Dafür müssen sowohl Gas- und Ölhei-
zungen getauscht als auch Tausende Kilometer neuer  
leitungsgebundener Infrastruktur für Wärme und Strom  
gebaut werden.  

Auf Bundesebene sind dafür das Gesetz zur kommu-
nalen Wärmeplanung sowie die Gebäudeenergiegesetz- 
Novelle verabschiedet worden. Um die Bauwirtschaft zu 
stützen, hat die Ampel-Koalition eine Verbesserung der  
degressiven Abschreibung (AfA) im sogenannten Wachs-

tumschancengesetz umgesetzt. Zuvor hatten der Bundes-
kanzler und das Bundesbauministerium im Rahmen des 
Baugipfels im Herbst 2023 bereits einige Maßnahmen  
verabschiedet, darunter u. a. die Aussetzung des EH-40  
Baustandards, eine erhöhte Förderung bei der Heizungs -
erneuerung sowie eine ansatzweise Vereinheitlichung der 
Landesbauverordnungen. Aktuell berät der Bundestag die 
Novelle des Baugesetzbuches. Zusätzlich hat das Bundes-
kabinett das Gebäudetyp-E-Gesetz verabschiedet, welches 
zusammen mit der BauGB-Novelle zeitnah vom Bundestag 
verabschiedet werden soll. Um den Fernwärmemarkt zu 
 reformieren, arbeitet das Bundeswirtschaftsministerium 
derweil an einer Novelle der Fernwärmeverordnung, unter 
anderem um mehr Transparenz und Wettbewerb zu schaf-
fen.  

Trotz eines allmählich herbeigeführten Zinsrückgangs 
wird die Bauwirtschaft auch in den nächsten Jahren mit  
bestehenden und neuen Herausforderungen zu kämpfen 
haben. Bauland wird sich voraussichtlich weiter verteuern, 
während Finanzierungs- und Materialkosten weiter steigen. 
Zusätzlich wird der Fachkräftemangel insbesondere für zahl-
reiche spezialisierte Baudienstleistungen weiter zunehmen. 
Dabei wird insbesondere die Finanzierung der kommunalen 
Wärmeplanung und Unterstützung der Heizungssanierungen 
in privaten Wohngebäuden den nächsten Bundestag und 
die neue Bundesregierung legislaturübergreifend beschäf-
tigen 

Quelle: Generiert mit KI ©Heng Heng – AI Stock/stock.adobe.com
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Bei der Gestaltung der kommunalen Wärmeplanung kom-
men Produkte und Systeme der Kunststoffrohr-Industrie zum 
Einsatz, etwa um regenerative Energiequellen wie Geo -
thermie, Biomasse, grünen Strom oder industrielle Abwär-
me in die Wärmenetze zu integrieren. Kunststoffrohrsysteme 
bieten durch ihre hervorragende Isolationsfähigkeit hierfür 
ideale Materialvoraussetzungen, um zum Beispiel Wärme-
verluste während des Transports zu minimieren. Dies erhöht 
nicht nur signifikant die Energieeffizienz, sondern verringert 
auch die Betriebskosten für Betreiberunternehmen langfristig.  
Die Korrosionsbeständigkeit von Kunststoffrohren gewähr-
leistet zudem eine hohe Zuverlässigkeit auch unter an-
spruchsvollen Bedingungen. Die lange Nutzungsdauer von 
bis zu über 100 Jahren reduziert den Bedarf an kosteninten-
siven Wartungs- und Erneuerungsarbeiten für die kommu-
nalen Betreiber auf ein Minimum. Der modulare, der EU-Öko-
designrichtlinie entsprechende Aufbau von Kunststoffrohren 
ermöglicht darüber hinaus eine flexible Anpassung an die 
spezifischen Anforderungen unterschiedlicher Projekte, von 
der Versorgung der Metropolen über großflächige Fern- und 
kalte Nahwärmenetze bis hin zu kleinen Quartierslösungen 
einzelner Stadtteile. Diese Eigenschaften machen Kunst-

stoffrohre zu einem unverzichtbaren Baustein beim Aufbau 
einer klimafreundlichen Wärmeinfrastruktur. 

Kunststoffrohrsysteme werden darüber hinaus in einer 
Vielzahl von Anwendungen der Gebäudetechnik eingesetzt, 
unter anderem in Heizungs-, Trink- und Abwassersystemen, 
in denen ihre Langlebigkeit, Zuverlässigkeit und einfache 
 Installation über Jahrzehnte einen störungsfreien und kos-
tenarmen Betrieb ermöglichen. Die flexiblen Materialeigen-
schaften erlauben zum Beispiel den Einsatz von moderner 
Heiztechnik – auch in komplexen Raumstrukturen – für eine 
sichere und effiziente Wärmeverteilung. Auch beim Betrieb 
von Trinkwasserleitungen in Kommunen und Gemeinden 
kommen Kunststoffrohrsysteme zum Einsatz. Durch ihre 
Korrosionsbeständigkeit und glatten Innenflächen zur Ver-
hinderung von Ablagerungen erfüllen sie die hohen regula-
torischen Hygienestandards, um eine dauerhaft hohe Was-
serqualität zu gewährleisten. Die hohe Stabilität und Lang-
lebigkeit der Rohre reduziert gleichzeitig die Reparatur- und 
Austauschkosten über Jahrzehnte, wodurch sie ein entschei-
dender Faktor bei der Schaffung von günstigem und nach-
haltig gebautem Wohnraum sind, von dem alle profitieren. 

Um im Zusammenschluss mit allen relevanten Akteuren 
des Bau- und Immobiliensektors eine nachhaltige Steige-
rung des Wohnungsneubaus zu ermöglichen, benötigt die 
Kunststoffrohrindustrie eine Stärkung der Finanzierung 
zur Umsetzung der Wärmewende, eine Reform des Bau-
gesetzbuches und eine Senkung der Baukosten durch eine 
verstärkte Kreislaufwirtschaft. 

 
Politische Handlungsempfehlungen des KRV  
• Eine weitere Absenkung der Baukosten durch verein-

fachte und beschleunigte Genehmigungsverfahren ist 
essenziell zur Belebung des Bausektors; die Baugesetz-
buch-Novelle muss zeitnah verabschiedet werden.  

• Weitere Verschärfungen von Gebäudestandards sind 
kontraproduktiv; der Energieeffizienzstandard EH-40 für 
Gebäude sollte dauerhaft ausgesetzt werden. 

• Der Kauf von Wohneigentum und Bau neuer Wohnungen 
muss Priorität genießen, dafür ist eine dauerhafte Auf-
stockung der KfW-Förderprogramme nötig. 

• Der steigende Ressourcenbedarf kann durch einen ziel-
gerichteten Hochlauf der Kreislaufwirtschaft aufgefangen 

werden: Nachhaltig (zum Beispiel mit hohem Rezyklatan-
teil) produzierte Kunststoffrohrsysteme sollten als Bau-
material systematisch zum Beispiel bei der Vergabe von 
öffentlichen Bauaufträgen mitberücksichtigt werden. 

• Kommunen und Wärmeversorgungsunternehmen sind 
auf eine ausreichende Unterstützung durch Bundes- und 
Landesregierung bei der Wärmeplanung angewiesen.  
Gerade kleinere Kommunen brauchen mehr finanzielle 
und planerische Unterstützung.  

• Es bedarf eines bundesweiten Ausbaus des bestehenden 
Fern- und kalten Nahwärmenetzes; einheitliche Pla-
nung- und Genehmigungsverfahren sind hierfür zentral, 
gegebenenfalls durch eine übergreifende Planung, bei 
der das Bundesbedarfsplangesetz für Stromnetze als Vor-
bild dienen könnte. 

• Die Digitalisierung und personelle Aufstockung der 
 kommunalen Bauämter sollte prioritär beschleunigt wer-
den; es bedarf weiterhin einer zeitnahen Harmonisierung 
aller Landesbauverordnungen unter Führung der Bundes -
politik. 

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

ANWENDUNGEN
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Seit November 2017 ist ein kontinuierlicher Rückgang des 
Produktionsindexes des produzierenden Gewerbes von 
 einem Höchststand von 108,5 Punkten auf nur noch  
90,3 Punkte im Oktober 2024 zu verzeichnen. Der Abwärts-
trend gewinnt an Intensität und deutet auf eine zunehmende 
De-Industrialisierung Deutschlands hin. Im Chemiesektor 
liegt die Auslastung seit mehr als zwei Jahren unter  
82 Prozent und damit unterhalb der Normalauslastung. Dies 
ist insbesondere auf hohe Energiekosten zurückzuführen, 
während die Importe von Chemiegütern seit 2018 – aufgrund 
der geringeren Produktionskosten in den USA und im Nahen 
Osten – kontinuierlich ansteigen. Während die Produktions-
kapazitäten weltweit unter anderem für Ethylen weiter 
 steigen, stagniert oder sinkt die Nachfrage, was zu wach-
senden Überkapazitäten im Chemiesektor und einem 
 verschärften Verdrängungswettbewerb führt. Auch andere 
Industriesektoren sind von einer Reihe von Herausforderun-
gen betroffen, darunter eine unzureichende Nachfrage, hohe 
bürokratische Auflagen, strukturell hohe Energiekosten sowie 
ein verschärfter Fachkräftemangel im Zuge des demogra -
fischen Wandels. 

Die Bundesregierung steuerte Ende 2023 mit dem 
Wachstumschancengesetz gegen, um Anreize auf der 
 Angebotsseite zu schaffen. Die Entlastungen betrugen ca. 
3,2 Mrd. Euro. Verbessert wurden insbesondere die steuer-
lichen Rahmenbedingungen für Abschreibungen sowie der 
steuerliche Verlustabzug bei gleichzeitiger steuerlicher 
 Förderung von Forschungsausgaben der Betriebe. Über das 
im September 2024 beschlossene Bürokratieentlastungs -
gesetz IV sollen weitere Entlastungen in Höhe von ca. 1 Mrd. 
Euro erfolgen, zum Beispiel durch Abbau von Aufbewah-
rungspflichten und Formerfordernissen. Das Fachkräftee-
inwanderungsgesetz soll derweil die Zuwanderung von Fach-

kräften aus dem Ausland sowie die Anerkennung auslän -
discher Abschlüsse erleichtern. 

Auch die Absenkung der Stromsteuer führte zu einer 
punktuellen Entlastung von Unternehmen. Die Wachstums-
schwäche der deutschen Wirtschaft konnte jedoch nicht 
überwunden werden. Die Prognosen der Wirtschaftsinstitute 
für das Jahr 2025 gehen von einem Wirtschaftswachstum 
von lediglich 0,1 % im Vergleich zum Vorjahr aus. Die Bun-
desregierung hat daher zur Stärkung des Wirtschaftswachs-
tums im Herbst 2024 eine Wachstumsinitiative, bestehend 
aus 49 Punkten, vorgelegt. Zu den Maßnahmen zählen zins-
verbilligte Kredite der KfW-Bank, Verbesserungen bei der 
 degressiven Abschreibung und deren Verlängerung bis  
2028 bei Anhebung von 20 auf 25 Prozent, mehr Anreize  
für längeres Arbeiten im Alter, die Auflegung eines Rohstoff-
fonds, die Absenkung der Stromsteuer und der weitere Abbau 
der Bürokratiebelastungen. Durch die Beendigung der   
Ampel-Koalition konnte die Beratung des Maßnahmenpakets 
jedoch nicht zu Ende geführt werden. 

Quelle: Generiert mit KI ©Nuth/stock.adobe.com
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Zahlreiche energieintensive Industrien wie die Chemie-
industrie setzen für den Erhalt ihrer Wettbewerbsfähigkeit 
auf den Einsatz von Kunststoffrohrsystemen. Diese ermög-
lichen es den Betrieben, ihre Produktionsziele unter Einhal-
tung höchster regulatorischer Standards zu erfüllen. Auch 
werden sensible, technisch hochkomplexe Produktions -
stätten durch Kunststoffrohrsysteme vor Beschädigungen 
und Verschleiß geschützt. Kunststoffrohre tragen somit ent-
schieden zum Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen und der damit verknüpften Arbeitsplätzen bei. 

Die Unternehmen des Kunststoffrohrverbandes sichern 
mit ihren Produkten nicht nur den Erfolg anderer Wirtschafts-

sektoren, sondern tragen selbst durch ihre Produktion an 
zahlreichen Standorten in Deutschland zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen und Wohlstand bei. In zahlreichen hoch 
 spezialisierten Arbeitsbereichen bilden die Unternehmen 
 zudem nicht nur selber aus, sondern ermöglichen auch ein 
berufsbegleitendes Studium, um die Ausbildung der Fach-
kräfte von morgen für den Arbeitsmarkt sicherzustellen. Am 
Standort sind die Unternehmen oft seit Jahrzehnten eng in 
der  lokalen Wirtschaft verwurzelt und schaffen dadurch 
 weitere Arbeitsplätze in der nachgelagerten Wertschöpfungs-
kette bei Zulieferern und Endverbrauchern, zum Beispiel im 
Handwerk. 

Die Kunststoffrohr-Industrie ist als Teil der industriellen 
Wertschöpfungskette auf wettbewerbsfähige Standort -
bedingungen angewiesen, um im internationalen Wett -
bewerb bestehen zu können. Gleichzeitig tragen die Mit-
gliedsunternehmen durch gute Ausbildungsbedingungen 
und Löhne sowie regional verankerte Wertschöpfungsketten 
zum Wohlstand des Landes und zur Stärkung der sozialen 
Marktwirtschaft bei. Wettbewerbsfähige Energiepreise und 
Lohnkosten, eine funktionierende und moderne Infrastruktur 
sowie der Abbau bürokratischer Belastungen sind dafür zen-
trale Voraussetzungen. 

 
Politische Handlungsempfehlungen des KRV 
• Die selektive Förderung einzelner Unternehmen oder Sek-

toren durch die Bundesregierung hat sich als nicht ziel-
führend erwiesen und ist daher abzulehnen; von finanziel-
len Entlastungen muss die gesamte Wirtschaft profitieren, 
zum Beispiel durch eine Reduktion der Unternehmens-
steuern. 

• Die Grundstoffindustrien in Deutschland müssen erhalten 
bleiben. Die Kunststoffrohrindustrie ist auf einen gesicher-
ten Marktzugang für Ethylen und andere chemische 
Grundstoffe angewiesen. Eine zu hohe Abhängigkeit von 
außereuropäischen Importen muss verhindert werden, 
denn nur lokale Produktion kann auch Innovationen vor Ort 
ermöglichen.  

• Zur Stärkung der Resilienz in der Rohstoffversorgung muss 
die Bundesregierung den Aufbau der Kreislaufwirtschaft 
aktiv fördern; die Abhängigkeit von unzuverlässigen Roh-
stofflieferanten aus geopolitisch kritische Weltregionen 
muss reduziert werden. 

• Gezielte Reformen für einen nachhaltigen Sozialstaat mit 
Fokus auf wirklich Bedürftige würden Unternehmen und 
Arbeitnehmer entlasten und die Lohnkosten reduzieren. 
Weitere Anreize zum flexibleren und längeren Arbeiten 
über den gesetzlichen Renteneintritt hinaus wären zu  
begrüßen. 

• Auf EU-Ebene sollten handelspolitische Regelungen getrof-
fen werden, um die europäischen Industrien vor dem Im-
port nicht-klimaneutraler Produkte zu schützen („level 
playing field“). 

• Unternehmen und Industrien müssen durch einen weiteren 
Abbau der Bürokratie entlastet werden, etwa durch die 
weitere Reduzierung von Nachweis- und Aufbewahrungs-
pflichten. 

• Planungs- und Genehmigungsverfahren sind oft langwierig 
und arbeitsintensiv; Prozesse sollten in den entsprechen-
den Behörden verkürzt und auf das Wesentliche be-
schränkt werden. Für einen besseren Informationsaus-
tausch braucht es eine verstärkte Digitalisierung in Ämtern 
und Behörden. 

• Die Attraktivität technischer Studiengänge und Ausbil-
dungsberufe muss weiter verbessert werden; dafür bedarf 
es einer schnelleren Anerkennung und Aufnahme von Be-
rufsfeldern in die Ausbildungsverordnungen durch den 
Bund-Länder-Koordinierungsausschuss. 

• Junge Menschen müssen verstärkt durch Anstrengungen 
von Politik und Wirtschaft für eine berufliche bzw. tech-
nische Ausbildung gewonnen werden. 

• Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz muss praxisnah 
durch die zuständigen Behörden umgesetzt werden; qua-
lifizierte Fachkräfte brauchen zeitnah und unbürokratisch 
eine Arbeitserlaubnis.

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

ANWENDUNGEN
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Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einer anhalten-
den Stagnation. Dies ist sowohl auf konjunkturelle als 
auch auf strukturelle Probleme zurückzuführen. Dazu 
zählen insbesondere die – nach wie vor über dem Vor-
krisenniveau liegenden – Energiepreise, die sinkende 
Wettbewerbsfähigkeit und Kapazitätsauslastung der 
 Industrie sowie die stagnierende Arbeitsproduktivität. 
Die Bundesregierung muss daher dringende Struktur -
reformen umsetzen. Dazu gehören der Abbau des In-
vestitionsstaus bei der öffentlichen Infrastruktur (Stra-
ßen, Schienen, öffentliche Gebäude), der Abbau büro-
kratischer Belastungen, darunter Planungs- und Geneh-

migungsverfahren sowie Informations- und Meldepflich-
ten, eine verstärkte Digitalisierung des öffentlichen Sek-
tors sowie die Reform der sozialen Sicherungssysteme 
(insbes. Rente und Pflege) zur Senkung der Arbeits- und 
Lohnzusatzkosten. Das Bürgergeld muss grundlegend 
überarbeitet und von Fehlanreizen befreit werden. 

Der Erhalt und die Schaffung von gut bezahlten 
 Arbeitsplätzen in Industrie und verarbeitendem Gewerbe 
durch die Gestaltung wettbewerbsfähiger Rahmen -
bedingungen als Eckpfeiler der Sozialen Marktwirtschaft 
sollte daher im Mittelpunkt des politischen Handelns 
der neuen Bundesregierung stehen.

Neben der Einhaltung der gesetzlichen Klimaziele für 
Klimaneutralität bis 2045 und der erfolgreichen Dekar-
bonisierung des Energiesektors wird die neue Bundes-
regierung wie bereits auch die Vorgängerregierung die 
seit 2022 bestehende Krise im Energiesektor lösen 
müssen. Neben einer weiteren Diversifizierung der Be-
zugsquellen für Erdgas über LNG-Importe werden der 
technologieoffene Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft 
und der bedarfsgerechte Ausbau des Stromnetzes, der 
Aufbau einer CO2-Nutzungsinfrastruktur sowie die Si-
cherstellung der Grundlast über neue Kapazitätskraft-

werke zentrale Aufgaben in der nächsten Legislatur-
periode bleiben. 

Neben dem bedarfsgerechten Umbau der Ener-
gieinfrastruktur wird auch eine Absenkung der Ener-
giekosten für Strom, Gas und CO2-armen Wasserstoff 
in den nächsten Jahren zentral sein, um die wirtschaft-
liche Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. Mögliche 
Handlungsoptionen dafür könnten eine Absenkung der 
Stromsteuer, Reform der Netzentgelte und Übernahme 
von Investitionskosten in die nötigen Energienetze für 
Wasserstoff und Strom sein.

1.  
Wettbewerbsfähigkeit und Industrie erhalten –  
wirtschaftliche Stagnation überwinden

2. Überwindung der Energiekrise und  
erfolgreiche Transformation des Energiesektors

Drohende neue Strafzölle, zunehmende Handelskon-
flikte mit China, Verwerfungen entlang der Handelsrou-
ten im Zuge des Nahostkonflikts sowie Disruptionen 
auf den Energiemärkten infolge des russischen Angriffs-
kriegs gegen die Ukraine stellen die Handlungsfähigkeit 
der Europäischen Union massiv auf die Probe. Für eine 
starke und handlungsfähige EU ist eine Belebung des 
Freihandels unverzichtbar. Auch sollten die deutsch-
französischen Beziehungen, idealerweise unter Einbin-
dung Polens, wieder gestärkt werden. Zudem ist eine 
gute Zusammenarbeit mit der neugewählten EU-Kom-
mission durch die nächste Bundesregierung erforder-

lich. Deutschland muss in der EU wieder eine Führungs-
rolle einnehmen, Enthaltungen zu wichtigen Entschei-
dungen im Rat der EU sind nicht mehr zeitgemäß. 
Deutschland muss eigene Ideen einbringen, statt auf 
Vorschläge der Europäischen Institutionen zu warten. 

Insbesondere muss die Wettbewerbsfähigkeit der 
EU über einen “Industrial Deal” deutlich gestärkt werden. 
Nur so kann die EU in Zukunft souverän im Wettbewerb 
mit anderen Akteuren wie China, den USA oder Indien 
um Rohstoffe, Technologien und Absatzmärkte beste-
hen und den Verlust von Wohlstand und Arbeitsplätzen 
im globalen Wettbewerb verhindern.

3.Überwindung der Energiekrise und  
erfolgreiche Transformation des Energiesektors
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